
I Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte

Verordnung (EG) Nr. 1072/2005 der Kommission vom 7. Juli 2005 zur Festlegung pauschaler Einfuhr-
werte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise . . . . . . . . . . . . . . . . 1

★ Verordnung (EG) Nr. 1073/2005 der Kommission vom 7. Juli 2005 zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1725/2003 betreffend die Übernahme bestimmter internationaler Rechnungs-
legungsstandards in Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf IFRIC 2 (1) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 3

★ Verordnung (EG) Nr. 1074/2005 der Kommission vom 7. Juli 2005 zur Änderung der Verord-
nung (EG) Nr. 1227/2000 mit Durchführungsbestimmungen zur Verordnung (EG) Nr. 1493/1999
des Rates über die gemeinsame Marktorganisation für Wein hinsichtlich des Produktionspoten-
zials . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 12

Verordnung (EG) Nr. 1075/2005 der Kommission vom 7. Juli 2005 zur Erteilung von Ausfuhrlizenzen
für Wein . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 14

Verordnung (EG) Nr. 1076/2005 der Kommission vom 7. Juli 2005 zur Festsetzung des Weltmarkt-
preises für nicht entkörnte Baumwolle . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 15

II Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte

Kommission

2005/488/EG:

★ Entscheidung der Kommission vom 6. Juli 2005 über die Erteilung von Ausnahmegenehmigun-
gen zur Anpassung der statistischen Systeme der Mitgliedstaaten an die Verordnung (EG)
Nr. 501/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates über die vierteljährlichen Finanz-
konten des Staates (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 1861) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 16

Bei Rechtsakten, deren Titel in magerer Schrift gedruckt sind, handelt es sich um Rechtsakte der laufenden Verwaltung im Bereich der
Agrarpolitik, die normalerweise nur eine begrenzte Geltungsdauer haben.

Rechtsakte, deren Titel in fetter Schrift gedruckt sind und denen ein Sternchen vorangestellt ist, sind sonstige Rechtsakte.

ISSN 1725-2539

L 175

48. Jahrgang

8. Juli 2005Rechtsvorschriften

(1) Text von Bedeutung für den EWR (Fortsetzung umseitig)

Amtsblatt
der Europäischen Union

DE

Ausgabe
in deutscher Sprache

Inhalt

1



2005/489/EG:

★ Entscheidung der Kommission vom 6. Juli 2005 über die Gewährung von Ausnahmeregelungen
für bestimmte Mitgliedstaaten in Bezug auf die erste Übermittlung von vierteljährlichen Daten
gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1222/2004 des Rates (Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005)
1874) . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 20

2005/490/EG:

★ Beschluss der Kommission vom 7. Juli 2005 zur Einstellung des Antidumpingverfahrens be-
treffend die Einfuhren bestimmter Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbin-
dungsstücke mit Ursprung in Taiwan und Vietnam . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . . 21

DE

Inhalt (Fortsetzung)



I

(Veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

VERORDNUNG (EG) Nr. 1072/2005 DER KOMMISSION

vom 7. Juli 2005

zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse
geltenden Einfuhrpreise

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 3223/94 der Kommission
vom 21. Dezember 1994 mit Durchführungsbestimmungen zur
Einfuhrregelung für Obst und Gemüse (1), insbesondere auf Ar-
tikel 4 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die in Anwendung der Ergebnisse der multilateralen
Handelsverhandlungen der Uruguay-Runde von der Kom-
mission festzulegenden, zur Bestimmung der pauschalen
Einfuhrwerte zu berücksichtigenden Kriterien sind in der
Verordnung (EG) Nr. 3223/94 für die in ihrem Anhang
angeführten Erzeugnisse und Zeiträume festgelegt.

(2) In Anwendung der genannten Kriterien sind die im An-
hang zur vorliegenden Verordnung ausgewiesenen pau-
schalen Einfuhrwerte zu berücksichtigen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 3223/94 genannten
pauschalen Einfuhrwerte sind in der Tabelle im Anhang zur
vorliegenden Verordnung festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Juli 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Juli 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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(1) ABl. L 337 vom 24.12.1994, S. 66. Verordnung zuletzt geändert
durch die Verordnung (EG) Nr. 1947/2002 (ABl. L 299 vom
1.11.2002, S. 17).



ANHANG

zur Verordnung der Kommission vom 7. Juli 2005 zur Festlegung pauschaler Einfuhrwerte für die
Bestimmung der im Sektor Obst und Gemüse geltenden Einfuhrpreise

(EUR/100 kg)

KN-Code Drittland-Code (1) Pauschaler Einfuhrpreis

0702 00 00 052 45,3
096 42,0
999 43,7

0707 00 05 052 102,8
999 102,8

0709 90 70 052 82,1
999 82,1

0805 50 10 388 58,3
528 53,7
999 56,0

0808 10 80 388 84,5
400 96,1
404 94,3
508 64,4
512 76,0
528 56,8
720 76,1
804 89,2
999 79,7

0808 20 50 388 80,7
512 47,8
528 60,4
800 35,3
999 56,1

0809 10 00 052 180,1
999 180,1

0809 20 95 052 282,8
400 316,1
999 299,5

0809 40 05 624 113,7
999 113,7

(1) Nomenklatur der Länder gemäß der Verordnung (EG) Nr. 750/2005 der Kommission (ABl. L 126 vom 19.5.2005, S. 12). Der Code
„999“ steht für „Verschiedenes“.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1073/2005 DER KOMMISSION

vom 7. Juli 2005

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 betreffend die Übernahme bestimmter
internationaler Rechnungslegungsstandards in Übereinstimmung mit der Verordnung (EG) Nr.

1606/2002 des Europäischen Parlaments und des Rates im Hinblick auf IFRIC 2

(Text von Bedeutung für den EWR)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1606/2002 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 19. Juli 2002 betreffend
die Anwendung internationaler Rechnungslegungsstandards (1),
insbesondere auf Artikel 3 Absatz 1,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mittels der Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 (2) wurden
bestimmte internationale Rechnungslegungsstandards
und Interpretationen übernommen, die zum 14. Septem-
ber 2002 vorlagen.

(2) Am 17. Dezember 2003 hat der „International Accoun-
ting Standard Board“ (IASB) den überarbeiteten „Interna-
tional Accounting Standard“ (IAS) 32 Finanzinstrumente:
Angaben und Darstellung veröffentlicht. In IAS 32 sind die
grundlegenden Prinzipien für die Einstufung der Instru-
mente als Verbindlichkeiten oder Eigenkapital festge-
schrieben. Dieser Standard wurde von der Europäischen
Kommission im Rahmen der Verordnung (EG) Nr.
2237/2004 (3) vom 29. Dezember 2004 angenommen.

(3) Infolge bilateraler Gespräche mit Vertretern des Genos-
senschaftssektors sowie infolge eines Ersuchens der Kom-
mission hat der IASB sein „International Financial Repor-
ting Interpretation Committee“ (IFRIC) gebeten, eine In-
terpretation zu entwickeln, die die Anwendung des über-
arbeiteten IAS 32 erleichtert.

(4) IFRIC 2 Mitgliedsanteile an Genossenschaften und ähnliche
Instrumente wurde am 25. November 2004 veröffentlicht.
Diese Interpretation stellt klar, dass die Klassifizierung der
Mitgliedsanteile als finanzielle Verbindlichkeiten oder als
Eigenkapital von den jeweiligen Merkmalen dieser Anteile
und insbesondere den Rückkaufsbedingungen abhängt.
Die Interpretation gelangt zum gleichen Zeitpunkt wie

IAS 32 zur Anwendung, so wie bereits in Erwägungs-
grund 3 der Verordnung (EG) Nr. 2237/2004 der Kom-
mission vom 29. Dezember 2004 betreffend die Über-
nahme von IAS 32 erwähnt.

(5) Die Konsultation der technischen Sachverständigen in
diesem Bereich hat bestätigt, dass IFRIC 2 Mitgliedsanteile
an Genossenschaften und ähnliche Instrumente den techni-
schen Kriterien für seine Übernahme im Sinne von Arti-
kel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr. 1606/2002
genügt.

(6) Die Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 sollte folglich ent-
sprechend geändert werden.

(7) Diese Änderung sollte ausnahmsweise erstmals in der
Berichtsperiode eines am 1. Januar 2005 oder danach
beginnenden Geschäftsjahres angewandt werden, d. h.
zu einem Zeitpunkt vor der Veröffentlichung dieser Ver-
ordnung. Diese rückwirkende Anwendung ist ausnahms-
weise gerechtfertigt, um den Genossenschaften die Erstel-
lung ihrer Abschlüsse gemäß IAS 32 und im Sinne von
IFRIC 2 zu gestatten, denn die betreffenden Gesellschaf-
ten hätten legitimerweise bereits mit einer derartigen An-
wendung zum Zeitpunkt der Übernahme von IAS 32
rechnen können.

(8) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Regelungsausschusses
für Rechnungslegung —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der Anhang zur Verordnung (EG) Nr. 1725/2003 wird wie
folgt geändert:

Der Text der Interpretation IFRIC 2 Mitgliedsanteile an Genossen-
schaften und ähnliche Instrumente, der Gegenstand des Anhangs zu
dieser Verordnung ist, wird eingefügt.
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(1) ABl. L 243 vom 11.9.2002, S. 1.
(2) ABl. L 261 vom 13.10.2003, S. 1. Verordnung zuletzt geändert

durch die Verordnung (EG) Nr. 211/2005, ABl. L 41 vom
11.2.2005, S. 1.

(3) ABl. L 393 vom 31.12.2004, S. 1.



Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Union in
Kraft.

Sie gilt für jedes Geschäftsjahr eines Unternehmens, das spätestens am oder nach dem 1. Januar 2005
beginnt.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Juli 2005

Für die Kommission
Charlie McCREEVY

Mitglied der Kommission
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ANHANG

INTERNATIONAL FINANCIAL REPORTING STANDARDS

IFRIC 2 Mitgliedsanteile an Genossenschaften und ähnliche Instrumente

Vervielfältigung erlaubt innerhalb des Europäischen Wirtschaftsraums. Alle bestehenden Rechte außerhalb des
EWR vorbehalten, mit Ausnahme des Rechtes auf Vervielfältigung für persönlichen Gebrauch oder andere
redliche Benutzung. Weitere Informationen sind vom IASB unter www.iasb.org.uk erhältlich.
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IFRIC INTERPRETATION 2

Geschäftsanteile an Genossenschaften und ähnliche Instrumente

Verweise

— IAS 32 Finanzinstrumente: Angaben und Darstellung (überarbeitet 2003)

— IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung (überarbeitet 2003)

Hintergrund

1 Genossenschaften und ähnliche Unternehmen werden von einer Gruppe von Personen zur Verfolgung gemeinsamer
wirtschaftlicher oder sozialer Interessen gegründet. In den einzelstaatlichen Gesetzen ist eine Genossenschaft meist als
eine Gesellschaft definiert, welche die gegenseitige wirtschaftliche Förderung ihrer Mitglieder mittels gemeinschaft-
lichen Geschäftsbetriebes bezweckt (Prinzip der Selbsthilfe). Die Anteile der Mitglieder einer Genossenschaft werden
häufig unter der Bezeichnung Geschäftsanteile, Genossenschaftsanteile o. ä. geführt und nachfolgend als „Geschäfts-
anteile“ bezeichnet.

2 IAS 32 stellt Grundsätze für die Klassifizierung von Finanzinstrumenten als finanzielle Verbindlichkeiten oder Eigen-
kapital auf. Diese Grundsätze beziehen sich insbesondere auf die Klassifizierung kündbarer Instrumente, die den
Inhaber zur Rückgabe an den Emittenten gegen flüssige Mittel oder andere Finanzinstrumente berechtigen. Die
Anwendung dieser Grundsätze auf die Geschäftsanteile an Genossenschaften und ähnliche Instrumente gestaltet
sich schwierig. Einige Adressaten des „International Accounting Standards Board“ haben den Wunsch geäußert,
Unterstützung zu erhalten, wie die Grundsätze des IAS 32 auf Geschäftsanteile und ähnliche Instrumente, die be-
stimmte Merkmale aufweisen, anzuwenden sind und unter welchen Umständen diese Merkmale einen Einfluss auf die
Klassifizierung als Verbindlichkeiten oder Eigenkapital haben.

Anwendungsbereich

3 Diese Interpretation ist auf Finanzinstrumente anzuwenden, die in den Anwendungsbereich von IAS 32 fallen,
einschließlich an Genossenschaftsmitglieder ausgegebener Anteile, mit denen das Eigentumsrecht der Mitglieder am
Unternehmen verbrieft wird. Sie erstreckt sich nicht auf Finanzinstrumente, die in eigenen Eigenkapitalinstrumenten
des Unternehmens zu erfüllen sind oder erfüllt werden können.

Fragestellung

4 Viele Finanzinstrumente, darunter auch Geschäftsanteile, sind mit Eigenschaften wie Stimmrechten und Ansprüchen
auf Dividenden verbunden, die für eine Klassifizierung als Eigenkapital sprechen. Einige Finanzinstrumente berechtigen
den Inhaber, eine Rücknahme gegen flüssige Mittel oder andere finanzielle Vermögenswerte zu verlangen, können
jedoch Beschränkungen hinsichtlich einer solchen Rücknahme unterliegen. Wie lässt sich anhand dieser Rücknahme-
bedingungen bestimmen, ob ein Finanzinstrument als Verbindlichkeit oder Eigenkapital einzustufen ist?

Beschluss

5 Das vertragliche Recht des Inhabers eines Finanzinstruments (worunter auch ein Geschäftsanteil an einer Genossen-
schaft fällt), eine Rücknahme zu verlangen, führt nicht von vornherein zu einer Klassifizierung des Finanzinstruments
als finanzielle Verbindlichkeit. Vielmehr hat ein Unternehmen bei der Entscheidung, ob ein Finanzinstrument als
finanzielle Verbindlichkeit oder Eigenkapital einzustufen ist, alle rechtlichen Bestimmungen und Gegebenheiten des
Finanzinstruments zu berücksichtigen. Hierzu gehören auch die einschlägigen lokalen Gesetze und Vorschriften sowie
die zum Zeitpunkt der Klassifizierung gültige Satzung des Unternehmens. Voraussichtliche künftige Änderungen
dieser Gesetze, Vorschriften oder der Satzung sind dagegen nicht zu berücksichtigen.

6 Geschäftsanteile, die dem Eigenkapital zugeordnet würden, wenn die Mitglieder nicht das Recht hätten, eine Rück-
nahme zu verlangen, stellen Eigenkapital dar, wenn eine der in den Paragraphen 7 und 8 genannten Bedingungen
erfüllt ist. Sichteinlagen, einschließlich Kontokorrentkonten, Einlagenkonten und ähnliche Verträge, die Mitglieder in
ihrer Eigenschaft als Kunden schließen, sind als finanzielle Verbindlichkeiten des Unternehmens zu klassifizieren.

7 Geschäftsanteile stellen Eigenkapital dar, wenn das Unternehmen ein uneingeschränktes Recht auf Ablehnung der
Rücknahme von Geschäftsanteilen besitzt.

8 Lokale Gesetze, Vorschriften oder die Satzung des Unternehmens können die Rücknahme von Geschäftsanteilen mit
verschiedenen Verboten belegen, wie z. B. uneingeschränkten Verboten oder Verboten, die auf Liquiditätskriterien
beruhen. Ist eine Rücknahme nach lokalen Gesetzen, Vorschriften oder der Satzung des Unternehmens uneinge-
schränkt verboten, sind die Geschäftsanteile als Eigenkapital zu behandeln. Dagegen führen Bestimmungen in lokalen
Gesetzen, Vorschriften oder der Satzung des Unternehmens, die eine Rücknahme nur dann verbieten, wenn be-
stimmte Bedingungen — wie beispielsweise Liquiditätsgrenzen — erfüllt (oder nicht erfüllt) sind, nicht zu einer
Klassifizierung von Geschäftsanteilen als Eigenkapital.
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9 Ein uneingeschränktes Verbot kann absolut sein und alle Rücknahmen verbieten. Ein uneingeschränktes Verbot kann
aber auch nur teilweise gelten und die Rücknahme von Geschäftsanteilen insoweit verbieten, als durch die Rücknahme
die Anzahl der Geschäftsanteile oder die Höhe des auf die Geschäftsanteile eingezahlten Kapitals einen bestimmten
Mindestbetrag unterschreitet. Geschäftsanteile, die nicht unter das Rücknahmeverbot fallen, stellen Verbindlichkeiten
dar, sofern das Unternehmen nicht über das in Paragraph 7 beschriebene uneingeschränkte Recht auf Ablehnung der
Rücknahme verfügt. In einigen Fällen kann sich die Anzahl der Anteile oder die Höhe des eingezahlten Kapitals, die
bzw. das von einem Rücknahmeverbot betroffen sind bzw. ist, von Zeit zu Zeit ändern. Eine derartige Änderung führt
zu einer Umbuchung zwischen finanziellen Verbindlichkeiten und Eigenkapital.

10 Beim erstmaligen Ansatz hat das Unternehmen seine als finanzielle Verbindlichkeit klassifizierten Geschäftsanteile
zum beizulegenden Zeitwert zu bewerten. Bei uneingeschränkt rückgabefähigen Geschäftsanteilen ist der beizulegende
Zeitwert dieser finanziellen Verbindlichkeit mindestens mit dem gemäß den Rücknahmebestimmungen in der Satzung
des Unternehmens oder gemäß dem einschlägigen Gesetz zahlbaren Höchstbetrag anzusetzen, abgezinst vom frühest
möglichen Fälligkeitszeitpunkt an (siehe Beispiel 3).

11 Nach Paragraph 35 des IAS 32 sind Ausschüttungen an Inhaber von Eigenkapitalinstrumenten, gemindert um alle
damit verbundenen Ertragssteuervorteile, direkt vom Eigenkapital abzusetzen. Bei Finanzinstrumenten, die als finanz-
ielle Verbindlichkeiten klassifiziert werden, sind Zinsen, Dividenden und andere Erträge unbeschadet ihrer möglichen
gesetzlichen Bezeichnung als Dividenden, Zinsen oder Ähnliches als Aufwand zu berücksichtigen.

12 Der Anhang, der integraler Bestandteil des Beschlusses ist, enthält Beispiele für die Anwendung dieses Beschlusses.

Angaben

13 Führt eine Änderung des Rücknahmeverbots zu einer Umklassifizierung zwischen finanziellen Verbindlichkeiten und
Eigenkapital, hat das Unternehmen den Betrag, den Zeitpunkt und den Grund für die Umklassifizierung gesondert
anzugeben.

Zeitpunkt des Inkrafttretens

14 Der Zeitpunkt des Inkrafttretens und die Übergangsbestimmungen dieser Interpretation entsprechen denen des IAS 32
(überarbeitet 2003). Diese Interpretation ist erstmals für Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar
2005 beginnen. Wenn ein Unternehmen diese Interpretation für Berichtsperioden anwendet, die vor dem 1. Januar
2005 beginnen, so ist diese Tatsache anzugeben. Diese Interpretation ist rückwirkend anzuwenden.
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Anhang

BEISPIELE FÜR DIE ANWENDUNG DES BESCHLUSSES

Dieser Anhang ist Bestandteil der Interpretation.

A1 Dieser Anhang enthält sieben Beispiele für die Anwendung des IFRIC Beschlusses. Die Beispiele stellen keine
erschöpfende Liste dar; es sind auch andere Konstellationen denkbar. Jedes Beispiel beruht auf der Annahme,
dass außer der im Beispiel genannten Gegebenheiten keine weiteren Bedingungen vorliegen, die eine Klassifizierung
des Finanzinstruments als finanzielle Verbindlichkeit erforderlich machen würden.

UNEINGESCHRÄNKTES RECHT AUF ABLEHNUNG DER RÜCKNAHME (Paragraph 7)

Beispiel 1

Sachverhalt

A2 Die Satzung des Unternehmens besagt, dass Rücknahmen nach freiem Ermessen des Unternehmens durchgeführt
werden. Dieser Ermessensspielraum ist in der Satzung nicht weiter ausgeführt und wird auch keinen Beschränkun-
gen unterworfen. In der Vergangenheit hat das Unternehmen die Rücknahme von Geschäftsanteilen noch nie
abgelehnt, obwohl der Vorstand hierzu berechtigt ist.

Klassifizierung

A3 Das Unternehmen verfügt über das uneingeschränkte Recht, die Rücknahme abzulehnen. Folglich stellen die Ge-
schäftsanteile Eigenkapital dar. IAS 32 stellt Grundsätze für die Klassifizierung auf, die auf den Vertragsbedingungen
des Finanzinstruments beruhen, und merkt an, dass eine Zahlungshistorie oder beabsichtigte freiwillige Zahlungen
keine Einstufung als Verbindlichkeit auslösen. In Paragraph AG26 von IAS 32 heißt es:

Wenn Vorzugsaktien unkündbar sind, hängt die angemessene Klassifizierung von den anderen mit ihnen ver-
bundenen Rechten ab. Die Klassifizierung erfolgt entsprechend der wirtschaftlichen Substanz der vertraglichen
Vereinbarungen und den Begriffsbestimmungen für finanzielle Verbindlichkeiten und für Eigenkapitalinstrumente.
Wenn Gewinnausschüttungen an Inhaber von kumulativen oder nicht-kumulativen Vorzugsaktien im Ermessens-
spielraum des Emittenten liegen, gelten die Aktien als Eigenkapitalinstrumente. Die Klassifizierung einer Vorzugs-
aktie als Eigenkapitalinstrument oder als finanzielle Verbindlichkeit wird beispielsweise nicht beeinflusst durch:

a) die Vornahme von Ausschüttungen in der Vergangenheit,

b) die Absicht, künftig Ausschüttungen vorzunehmen,

c) eine mögliche nachteilige Auswirkung auf den Kurs der Stammaktien des Emittenten, falls keine Ausschüttun-
gen vorgenommen werden (auf Grund von Beschränkungen hinsichtlich der Zahlung von Dividenden auf
Stammaktien, wenn keine Dividenden auf Vorzugsaktien gezahlt werden),

d) die Höhe der Rücklagen des Emittenten,

e) eine Gewinn- oder Verlusterwartung des Emittenten für eine Berichtsperiode oder

f) die Fähigkeit oder Unfähigkeit des Emittenten, die Höhe seines Periodenergebnisses zu beeinflussen.

Beispiel 2

Sachverhalt

A4 Die Satzung des Unternehmens besagt, dass Rücknahmen nach freiem Ermessen des Unternehmens durchgeführt
werden. Sie führt jedoch weiter aus, dass ein Antrag auf Rücknahme automatisch genehmigt wird, sofern das
Unternehmen mit dieser Zahlung nicht gegen lokale Liquiditäts- oder Reservevorschriften verstoßen würde.
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Klassifizierung

A5 Das Unternehmen verfügt nicht über das uneingeschränkte Recht auf Ablehnung der Rücknahme. Folglich stellen
die Geschäftsanteile eine finanzielle Verbindlichkeit dar. Die vorstehend beschriebene Einschränkung bezieht sich auf
die Fähigkeit des Unternehmens, eine Verbindlichkeit zu begleichen. Rücknahmen werden nur dann und so lange
beschränkt, wenn bzw. wie die Liquiditäts- oder Reserveanforderungen nicht erfüllt sind. Folglich führen diese
Einschränkungen nach den Grundsätzen von IAS 32 nicht zu einer Klassifizierung des Finanzinstruments als
Eigenkapital. In Paragraph AG25 des IAS 32 heißt es:

Vorzugsaktien können mit verschiedenen Rechten ausgestattet emittiert werden. Bei der Einstufung einer Vor-
zugsaktie als finanzielle Verbindlichkeit oder als Eigenkapitalinstrument bewertet ein Emittent die einzelnen
Rechte, die mit der Aktie verbunden sind, um zu bestimmen, ob sie die grundlegenden Eigenschaften einer
finanziellen Verbindlichkeit erfüllt. Beispielsweise beinhaltet eine Vorzugsaktie, die eine Rücknahme zu einem
bestimmten Zeitpunkt oder auf Wunsch des Inhabers vorsieht, eine finanzielle Verbindlichkeit, da der Emittent
zur Abgabe von finanziellen Vermögenswerten an den Aktieninhaber verpflichtet ist. Die möglicherweise fehlende
Fähigkeit eines Emittenten, der vertraglich vereinbarten Rücknahmeverpflichtung von Vorzugsaktien nachzukommen, sei es aus
Mangel an Finanzmitteln, auf Grund einer gesetzlich vorgeschriebenen Verfügungsbeschränkung oder ungenügender Gewinne
oder Rücklagen, macht die Verpflichtung nicht hinfällig. [Hervorhebung hinzugefügt.]

RÜCKNAHMEVERBOTE (Paragraphen 8 und 9)

Beispiel 3

Sachverhalt

A6 Eine Genossenschaft hat an ihre Mitglieder zu unterschiedlichen Zeitpunkten und unterschiedlichen Beträgen bisher
die folgenden Anteile ausgegeben:

a) 1. Januar 20x1 100 000 Anteile zu je WE 10 (WE 1 000 000);

b) 1. Januar 20x2 100 000 Anteile zu je WE 20 (weitere WE 2 000 000, so dass insgesamt Anteile im Wert von
WE 3 000 000 ausgegeben wurden).

Die Anteile sind auf Verlangen zu ihrem jeweiligen Ausgabepreis rücknahmepflichtig.

A7 Die Satzung des Unternehmens besagt, dass kumulative Rücknahmen nicht mehr als 20 Prozent der größten Anzahl
jemals in Umlauf gewesener Geschäftsanteile betragen dürfen. Am 31. Dezember 20x2 hatte das Unternehmen
200 000 umlaufende Anteile, was der höchsten Anzahl von Geschäftsanteilen entspricht, die je in Umlauf waren.
Bisher wurden keine Anteile zurückgenommen. Am 1. Januar 20x3 ändert das Unternehmen seine Satzung und
setzt die Höchstgrenze für kumulative Rücknahmen auf 25 Prozent der größten Anzahl jemals in Umlauf gewesener
Geschäftsanteile herauf.

Klassifizierung

V o r d e r S a t z u n g s ä n d e r u n g

A8 Die Anteile, die nicht unter das Rücknahmeverbot fallen, stellen eine finanzielle Verbindlichkeit dar. Die Genossen-
schaft bewertet diese finanzielle Verbindlichkeit beim erstmaligen Ansatz mit dem beizulegenden Zeitwert. Da diese
Anteile auf Verlangen rücknahmepflichtig sind, bestimmt sie den beizulegenden Zeitwert gemäß den Bestimmungen
von Paragraph 49 des IAS 39, in dem es heißt: „Der beizulegende Zeitwert einer finanziellen Verbindlichkeit mit
einem Kontokorrentinstrument (z. B. einer Sichteinlage) ist nicht niedriger als der auf Sicht zahlbare Betrag …“ Die
Genossenschaft setzt daher als finanzielle Verbindlichkeit den höchsten Betrag an, der gemäß den Rücknahmebe-
stimmungen auf Verlangen zahlbar wäre.

A9 Am 1. Januar 20x1 beträgt der gemäß den Rücknahmevorschriften zahlbare Höchstbetrag 20 000 Anteile zu je
WE 10. Dementsprechend klassifiziert das Unternehmen WE 200 000 als finanzielle Verbindlichkeit und
WE 800 000 als Eigenkapital. Am 1. Januar 20x2 erhöht sich jedoch der gemäß den Rücknahmevorschriften
zahlbare Höchstbetrag durch die Ausgabe neuer Anteile zu WE 20 auf 40 000 Anteile zu je WE 20. Durch die
Ausgabe zusätzlicher Anteile zu WE 20 entsteht eine neue Verbindlichkeit, die beim erstmaligen Ansatz zum
beizulegenden Zeitwert bewertet wird. Die Verbindlichkeit nach Ausgabe dieser Anteile beträgt 20 Prozent aller
umlaufenden Anteile (200 000), bewertet mit je WE 20, also WE 800 000. Dies erfordert den Ansatz einer
weiteren Verbindlichkeit in Höhe von WE 600 000. In diesem Beispiel wird weder Gewinn noch Verlust erfasst.
Folglich sind jetzt WE 800 000 als finanzielle Verbindlichkeit und WE 2 200 000 als Eigenkapital klassifiziert.
Dieses Beispiel beruht auf der Annahme, dass diese Beträge zwischen dem 1. Januar 20x1 und dem 31. Dezember
20x2 nicht geändert werden.
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N a c h d e r S a t z u n g s ä n d e r u n g

A10 Nach Änderung ihrer Satzung kann die Genossenschaft jetzt verpflichtet werden, maximal 25 Prozent ihrer umlauf-
enden Anteile (= 50 000 Anteile) zu je WE 20 zurückzunehmen. Entsprechend stuft die Genossenschaft am
1. Januar 20x3 WE 1 000 000 als finanzielle Verbindlichkeit ein. Dies entspricht dem Höchstbetrag, der gemäß
den Rücknahmevorschriften und in Übereinstimmung mit Paragraph 49 des IAS 39 auf Sicht zahlbar ist. Sie bucht
daher am
1. Januar 20x3 WE 200 000 vom Eigenkapital in die finanziellen Verbindlichkeiten um; WE 2 000 000 bleiben
weiterhin als Eigenkapital klassifiziert. In diesem Beispiel werden bei der Umbuchung weder Gewinn noch Verlust
erfasst.

Beispiel 4

Sachverhalt

A11 Das lokale Genossenschaftsgesetz oder die Satzung der Genossenschaft verbieten die Rücknahme von Geschäftsan-
teilen, wenn das eingezahlte Kapital aus Geschäftsanteilen dadurch unter die Grenze von 75 Prozent des Höchst-
betrags des eingezahlten Kapitals aus Geschäftsanteilen fallen würde. Der Höchstbetrag für eine bestimmte Ge-
nossenschaft beträgt WE 1 000 000. Am Bilanzstichtag lag das eingezahlte Kapital bei WE 900 000

Klassifizierung

A12 In diesem Fall würden WE 750 000 als Eigenkapital und WE 150 000 als finanzielle Verbindlichkeit klassifiziert
werden. Zusätzlich zu den bereits zitierten Paragraphen heißt es in Paragraph 18 b) des IAS 32 u. a.:

… Ein Finanzinstrument, das den Inhaber zur Rückgabe an den Emittenten gegen flüssige Mittel oder andere
finanzielle Vermögenswerte berechtigt „kündbares Instrument“), stellt eine finanzielle Verbindlichkeit dar. Dies ist
selbst dann der Fall, wenn der Betrag an flüssigen Mitteln oder anderen finanziellen Vermögenswerten auf der
Grundlage eines Indexes oder einer anderen veränderlichen Bezugsgröße ermittelt wird oder wenn der Inhaber auf
Grund der rechtlichen Gestaltung des kündbaren Finanzinstruments einen Residualanspruch an den Vermögens-
werten des Emittenten hat. Wenn der Inhaber über das Wahlrecht verfügt, das Finanzinstrument gegen flüssige
Mittel oder andere finanzielle Vermögenswerte an den Emittenten zurückzugeben, erfüllt das kündbare Finanz-
instrument die Definition einer finanziellen Verbindlichkeit.

A13 Das in diesem Beispiel beschriebene Rücknahmeverbot unterscheidet sich von den Beschränkungen, die in den
Paragraphen 19 und AG25 des IAS 32 geschildert werden. Diese Beschränkungen stellen eine Beeinträchtigung der
Fähigkeit des Unternehmens dar, den fälligen Betrag einer finanziellen Verbindlichkeit zu begleichen, d. h. sie
verhindern die Zahlung der Verbindlichkeit nur dann, wenn bestimmte Bedingungen erfüllt sind. Im Gegensatz
dazu liegt in diesem Beispiel bei Erreichen einer festgelegten Grenze ein uneingeschränktes Rücknahmeverbot vor,
das unabhängig von der Fähigkeit des Unternehmens besteht, die Geschäftsanteile zurückzunehmen (z. B. unter
Berücksichtigung seiner Barreserven, Gewinne oder ausschüttungsfähigen Rücklagen). Tatsächlich wird das Unter-
nehmen durch das Rücknahmeverbot daran gehindert, eine finanzielle, durch den Inhaber kündbare Verbindlichkeit
einzugehen, die über eine bestimmte Höhe des eingezahlten Kapitals hinausgeht. Daher stellt der Teil der Anteile,
der dem Rücknahmeverbot unterliegt, keine finanzielle Verbindlichkeit dar. Die einzelnen Geschäftsanteile können
zwar, jeder für sich genommen, rücknahmepflichtig sein, jedoch ist bei einem Teil aller im Umlauf befindlichen
Anteile eine Rücknahme nur bei einer Liquidation des Unternehmens möglich.

Beispiel 5

Sachverhalt

A14 Der Sachverhalt dieses Beispiels ist der gleiche wie in Beispiel 4. Zusätzlich darf das Unternehmen am Bilanzstichtag
aufgrund von Liquiditätsvorschriften des lokalen Rechtskreises nur dann Geschäftsanteile zurücknehmen, wenn sein
Bestand an flüssigen Mitteln und kurzfristigen Anlagen einen bestimmten Wert überschreitet. Diese Liquiditätsvor-
schriften am Bilanzstichtag haben zur Folge, dass das Unternehmen für die Rücknahme von Geschäftsanteilen nicht
mehr als WE 50 000 aufwenden kann.

Klassifizierung

A15 Wie in Beispiel 4 klassifiziert das Unternehmen WE 750 000 als Eigenkapital und WE 150 000 als finanzielle
Verbindlichkeit. Der Grund hierfür liegt darin, dass die Klassifizierung als Eigenkapital auf dem uneingeschränkten
Recht des Unternehmens auf Ablehnung einer Rücknahme beruht und nicht auf bedingten Einschränkungen, die
eine Rücknahme nur dann verhindern, wenn und solange Liquiditäts- oder andere Bedingungen nicht erfüllt sind. In
diesem Fall finden die Bestimmungen der Paragraphen 19 und AG25 des IAS 32 Anwendung.

Beispiel 6

Sachverhalt

A16 Laut Satzung darf das Unternehmen Geschäftsanteile nur in der Höhe des Gegenwerts zurücknehmen, die in den
letzten drei Jahren durch die Ausgabe zusätzlicher Geschäftsanteile an neue oder vorhandene Mitglieder erzielt
wurden. Die Rücknahmeanträge von Mitgliedern müssen mit dem Erlös aus der Ausgabe von Geschäftsanteilen
abgegolten werden. Während der drei letzten Jahre betrug der Erlös aus der Ausgabe von Geschäftsanteilen
WE 12 000, und es wurden keine Geschäftsanteile zurückgenommen.
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Klassifizierung

A17 Das Unternehmen klassifiziert WE 12 000 der Geschäftsanteile als finanzielle Verbindlichkeit. In Übereinstimmung
mit den Schlussfolgerungen in Beispiel 4 stellen Geschäftsanteile, die einem uneingeschränkten Rücknahmeverbot
unterliegen, keine finanziellen Verbindlichkeiten dar. Ein solches uneingeschränktes Verbot gilt für einen Betrag in
Höhe des Erlöses aus der Ausgabe von Anteilen vor den vorhergehenden drei Jahren, weshalb dieser Betrag als
Eigenkapital klassifiziert wird. Der Betrag in Höhe des Erlöses aus Anteilen, die in den vorhergehenden drei Jahren
ausgegeben wurden, unterliegt jedoch keinem uneingeschränkten Rücknahmeverbot. Folglich entsteht durch die
Ausgabe von Geschäftsanteilen in den vorhergehenden drei Jahren solange eine finanzielle Verbindlichkeit, bis diese
Anteile nicht mehr kündbar sind. Das Unternehmen hat also eine finanzielle Verbindlichkeit in Höhe des Erlöses aus
Anteilen, die in den vorhergehenden drei Jahren ausgegeben wurden, abzüglich etwaiger in diesem Zeitraum ge-
tätigter Rücknahmen.

Beispiel 7

Sachverhalt

A18 Das Unternehmen ist eine Genossenschaftsbank. Das lokale Gesetz, das die Tätigkeit von Genossenschaftsbanken
regelt, schreibt vor, dass mindestens 50 Prozent der gesamten „offenen Verbindlichkeiten“ des Unternehmens (die
laut Definition im Gesetz auch die Konten mit Geschäftsanteilen umfassen) in Form von eingezahltem Kapital der
Mitglieder vorliegen müssen. Diese Bestimmung hat zur Folge, dass eine Genossenschaft, bei der alle offenen
Verbindlichkeiten in Form von Geschäftsanteilen vorliegen, sämtliche Anteile zurücknehmen kann. Am 31. Dezem-
ber 20x1 hat das Unternehmen offene Verbindlichkeiten von insgesamt WE 200 000, wovon WE 125 000 auf
Konten mit Geschäftsanteilen entfallen. Gemäß den Vertragsbedingungen für Konten mit Geschäftsanteilen ist der
Inhaber berechtigt, eine Rücknahme seiner Anteile zu verlangen, und die Satzung des Unternehmens enthält keine
Rücknahmebeschränkungen.

Klassifizierung

A19 In diesem Beispiel werden die Geschäftsanteile als finanzielle Verbindlichkeiten klassifiziert. Das Rücknahmeverbot
ist mit den Beschränkungen vergleichbar, die in den Paragraphen 19 und AG25 des IAS 32 beschrieben werden.
Diese Beschränkung stellt eine bedingte Beeinträchtigung der Fähigkeit des Unternehmens dar, den fälligen Betrag
einer finanziellen Verbindlichkeit zu begleichen, d. h. sie verhindert die Zahlung der Verbindlichkeit nur dann, wenn
bestimmte Bedingungen erfüllt sind. Im konkreten Fall könnte das Unternehmen verpflichtet sein, den gesamten
Betrag der Geschäftsanteile (WE 125 000) zurückzunehmen, wenn es alle anderen Verbindlichkeiten (WE 75 000)
zurückgezahlt hätte. Folglich wird das Unternehmen durch das Rücknahmeverbot nicht daran gehindert, eine
finanzielle Verbindlichkeit für die Rücknahme von Anteilen einzugehen, die über eine bestimmte Anzahl von
Geschäftsanteilen oder einen bestimmten Betrag des eingezahlten Kapitals hinausgeht. Es bietet dem Unternehmen
nur die Möglichkeit, eine Rücknahme aufzuschieben, bis die Bedingung — in diesem Fall die Rückzahlung anderer
Verbindlichkeiten — erfüllt ist. Die Geschäftsanteile unterliegen in diesem Beispiel keinem uneingeschränkten Rück-
nahmeverbot und sind daher als finanzielle Verbindlichkeiten einzustufen.
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1074/2005 DER KOMMISSION

vom 7. Juli 2005

zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates über die gemeinsame Marktorganisation für Wein

hinsichtlich des Produktionspotenzials

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates vom
17. Mai 1999 über die gemeinsame Marktorganisation für
Wein (1), insbesondere auf Artikel 15,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Zur Vereinheitlichung der Gemeinschaftsregelung für Flä-
chenbeihilfen in allen Agrarbereichen sollten die für den
Weinsektor geltenden Regeln bezüglich der Toleranz bei
der Umstrukturierung und Umstellung der Rebflächen
geändert werden.

(2) Diese Änderung verursacht einen erheblichen Verwal-
tungsaufwand. Da das Weinwirtschaftsjahr am 1. August
eines jeden Jahres beginnt, sollte die vorliegende Verord-
nung ab 1. August 2005 auf die genehmigten Beihilfean-
träge angewandt werden.

(3) In den Artikeln 16 und 17 der Verordnung (EG) Nr.
1227/2000 der Kommission (2) sind die Bestimmungen
für die Umstrukturierungs- und Umstellungsregelung
festgelegt.

(4) Mit der Entscheidung 2004/687/EG der Kommission
vom 6. Oktober 2004 zur Festlegung der vorläufigen
hektarbezogenen Mittelzuweisungen an die Mitgliedstaa-
ten für die Umstrukturierung und Umstellung von Reb-
flächen im Wirtschaftsjahr 2004/05 nach der Verord-
nung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates (3) wurden den Mit-
gliedstaaten für das Haushaltsjahr 2005 finanzielle Mittel
zugewiesen.

(5) Nach den Artikeln 16 und 17 der Verordnung (EG) Nr.
1227/2000 werden die einem Mitgliedstaat zugewiesenen
Mittel, bei dem die entsprechenden Ausgaben bis zum
30. Juni nicht gemeldet oder festgestellt wurden, den
Mitgliedstaaten zugewiesen, bei denen alle getätigten
und festgestellten Ausgaben den ihnen bewilligten Mittel-
zuweisungen entsprechen. Die Bestimmungen sehen auch
eine Kürzung der den Mitgliedstaaten zugewiesenen Be-
träge im darauf folgenden Haushaltsjahr vor, wenn die
bis zum 30. Juni getätigten Ausgaben weniger als 75 %
ihrer ursprünglichen Mittelzuweisung ausmachen.

(6) Einige Mitgliedstaaten, die im Wirtschaftsjahr 2004/05
erstmalig die Umstrukturierungs- und Umstellungsrege-
lung anwenden, haben Schwierigkeiten mit der Umset-
zung dieser Regelung. Für sie hätte die Anwendung der
Artikel 16 und 17 der Verordnung (EG) Nr. 1227/2000
im laufenden und im nächsten Haushaltsjahr übermäßige
Kürzungen dieser Mittel zur Folge.

(7) Deshalb empfiehlt es sich, für das Haushaltsjahr 2004/05
vorübergehend übermäßige Kürzungen zu vermeiden, in-
dem innerhalb angemessener Grenzen die Mittel, für die
bis zum 30. Juni 2005 keine entsprechenden Ausgaben
getätigt oder festgestellt wurden, den Mitgliedstaaten zu-
gewiesen werden, die bis dahin die ihnen zugewiesenen
Mittel noch nicht völlig ausgeschöpft haben und für die
das Wirtschaftsjahr 2004/05 das erste Anwendungsjahr
der Umstrukturierungs- und Umstellungsregelung dar-
stellt.

(8) Im Jahr 2001, dem ersten Anwendungsjahr der Umstruk-
turierungs- und Umstellungsregelung für Rebflächen,
wurde eine vergleichbare Bestimmung erlassen. Da die
Anstrengungen der Mitgliedstaaten, für die das Wirt-
schaftsjahr 2004/05 das erste Anwendungsjahr dieser Re-
gelung darstellt, größer sind als die Anstrengungen, die
bei bestimmten Mitgliedstaaten im Wirtschaftsjahr
2000/01 festgestellt wurden, sollten die Beträge, die
neu zugewiesen werden können, höher sein als im Jahr
2001.

(9) Die Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 ist entsprechend zu
ändern.

(10) Die in dieser Verordnung vorgesehenen Maßnahmen ent-
sprechen der Stellungnahme des Verwaltungsausschusses
für Wein —
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HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Die Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 wird wie folgt geändert:

1. Artikel 15 Absatz 4 erhält folgende Fassung:

„4. Bei der Anwendung dieses Artikels findet eine Tole-
ranz von 5 % bei der Überprüfung der betreffenden Flächen
Anwendung.

Die Toleranzmarge gemäß Unterabsatz 1 gilt nicht für die
Zahlung der Beihilfen.“

2. Artikel 15a Absatz 3 erhält folgende Fassung:

„3. Bei der Anwendung dieses Artikels findet eine Tole-
ranz von 5 % bei der Überprüfung der betreffenden Flächen
Anwendung.

Die Toleranzmarge gemäß Unterabsatz 1 gilt nicht für die
Zahlung der Beihilfen.“

3. Dem Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 1227/2000 wird
folgender Absatz 9 angefügt:

„9. Für das Haushaltsjahr 2005 gilt Folgendes:

a) Jeder Mitgliedstaat, der im Wirtschaftsjahr 2004/05
erstmalig die Umstrukturierungs- und Umstellungsrege-
lung anwendet und der Kommission gemäß Artikel 16
Absatz 1 Buchstaben a und b einen Betrag von weniger

als 90 % der ihm durch die Entscheidung 2004/687/EG
der Kommission (*) bewilligten Mittelzuweisung meldet,
kann im Rahmen von 90 % dieser Mittelzuweisung bei
der Kommission bis spätestens 10. Juli 2005 für das
Haushaltsjahr 2005 die weitere Finanzierung von Ausga-
ben beantragen, die über den der Kommission gemäß
Artikel 16 Absatz 1 Buchstaben a und b gemeldeten
Betrag hinausgehen;

b) die nicht unter Buchstabe a fallenden Anträge auf weitere
Finanzierung, die die Mitgliedstaaten der Kommission ge-
mäß Artikel 16 Absatz 1 Buchstabe c gemeldet haben,
werden anteilmäßig bewilligt, wobei der Betrag zugrunde
gelegt wird, der nach Abzug der Summe der von allen
Mitgliedstaaten gemäß Artikel 16 Absatz 1 Buchstaben a
und b gemeldeten und bewilligten Beträge vom bewillig-
ten Gesamtbetrag gemäß Buchstabe a dieses Absatzes ver-
fügbar ist;

c) die Kommission teilt den Mitgliedstaaten sobald wie mög-
lich die endgültigen Mittelzuweisungen für das Haushalts-
jahr 2005 mit.

___________
(*) ABl. L 313 vom 12.10.2004, S. 23.“.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am dritten Tag nach ihrer Veröffent-
lichung im Amtsblatt der Europäischen Union in Kraft.

Artikel 1 Nummern 1 und 2 gelten für die ab 1. August 2005
akzeptierten Beihilfeanträge.

Artikel 1 Nummer 3 gilt ab 1. Juli 2005.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Juli 2005

Für die Kommission
Mariann FISCHER BOEL

Mitglied der Kommission
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1075/2005 DER KOMMISSION

vom 7. Juli 2005

zur Erteilung von Ausfuhrlizenzen für Wein

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 883/2001 der Kommis-
sion vom 24. April 2001 mit Durchführungsbestimmungen zur
Verordnung (EG) Nr. 1493/1999 des Rates hinsichtlich der
Handelsregelung für Erzeugnisse des Weinsektors mit Drittlän-
dern (1), insbesondere auf Artikel 7 und Artikel 9 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Nach Artikel 63 Absatz 7 der Verordnung (EG) Nr.
1493/1999 des Rates vom 17. Mai 1999 über die ge-
meinsame Marktorganisation für Wein (2) ist die Erteilung
von Lizenzen für die Ausfuhr von Erzeugnissen des
Weinsektors auf die Mengen und Ausgaben beschränkt,
die in dem im Rahmen der multilateralen Handelsver-
handlungen der Uruguay-Runde geschlossenen Überein-
kommen über die Landwirtschaft festgelegt sind.

(2) Artikel 9 der Verordnung (EG) Nr. 883/2001 bestimmt
die Bedingungen, unter denen die Kommission Sonder-
maßnahmen treffen kann, um eine Überschreitung der in
diesem Übereinkommen vorgesehenen Mengen oder Aus-
gaben zu verhindern.

(3) Gemäß den der Kommission am 6. Juli 2005 vorliegen-
den Angaben besteht die Gefahr, dass für die Zonen

1) Afrika und 3) Osteuropa gemäß Artikel 9 Absatz 5
der Verordnung (EG) Nr. 883/2001 die für den am 31.
August 2005 endenden Zeitraum verfügbaren Mengen
überschritten werden, wenn die beantragten Ausfuhrli-
zenzen mit Vorausfestsetzung der Erstattung uneinge-
schränkt erteilt werden. Deshalb ist für diese Zonen ein
einheitlicher Prozentsatz für die zwischen dem 29. Juni
und 5. Juli 2005 beantragten Lizenzen festzusetzen und
die Erteilung der Lizenzen und die Antragstellung bis 16.
September 2005 auszusetzen —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

(1) Ausfuhrlizenzen mit Vorausfestsetzung der Erstattung im
Weinsektor, die vom 29. Juni bis 5. Juli 2005 gemäß der Ver-
ordnung (EG) Nr. 883/2001 beantragt wurden, werden in Höhe
von 67,34 % der beantragten Mengen für die Zone 1) Afrika
und in Höhe von 78,57 % der beantragten Mengen für die Zone
3) Osteuropa erteilt.

(2) Bis 16. September 2005 wird die Erteilung der ab 6. Juli
2005 beantragten Lizenzen und ab 8. Juli 2005 die Beantra-
gung von Lizenzen für die Ausfuhr von Erzeugnissen des Wein-
sektors gemäß Absatz 1 für die Zonen 1) Afrika und 3) Ost-
europa ausgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Juli 2005 in Kraft.

Sie ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat.

Brüssel, den 7. Juli 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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VERORDNUNG (EG) Nr. 1076/2005 DER KOMMISSION

vom 7. Juli 2005

zur Festsetzung des Weltmarktpreises für nicht entkörnte Baumwolle

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf das Protokoll Nr. 4 über Baumwolle im Anhang zur
Akte über den Beitritt Griechenlands, zuletzt geändert durch die
Verordnung (EG) Nr. 1050/2001 des Rates (1),

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 des Rates vom
22. Mai 2001 über die Erzeugerbeihilfe für Baumwolle (2), ins-
besondere auf Artikel 4,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Gemäß Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle
regelmäßig anhand des in der Vergangenheit festgestell-
ten Verhältnisses zwischen dem für entkörnte Baumwolle
festgestellten Weltmarktpreis und dem für nicht ent-
körnte Baumwolle berechneten Weltmarktpreis auf der
Grundlage des Weltmarktpreises für entkörnte Baum-
wolle ermittelt. Dieses in der Vergangenheit festgestellte
Verhältnis ist mit Artikel 2 Absatz 2 der Verordnung
(EG) Nr. 1591/2001 der Kommission vom 2. August
2001 zur Durchführung der Beihilferegelung für Baum-
wolle (3) festgesetzt worden. Kann der Weltmarktpreis so
nicht ermittelt werden, so wird er anhand des zuletzt
ermittelten Preises bestimmt.

(2) Gemäß Artikel 5 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001
wird der Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle

für ein Erzeugnis, das bestimmte Merkmale aufweist, un-
ter Berücksichtigung der günstigsten Angebote und No-
tierungen auf dem Weltmarkt unter denjenigen bestimmt,
die als repräsentativ für den tatsächlichen Markttrend
gelten. Zu dieser Bestimmung wird der Durchschnitt
der Angebote und Notierungen herangezogen, die an
einem oder mehreren repräsentativen europäischen Bör-
senplätzen für ein in einem Hafen der Gemeinschaft cif-
geliefertes Erzeugnis aus einem der Lieferländer festge-
stellt werden, die als die für den internationalen Handel
am repräsentativsten gelten. Es sind jedoch Anpassungen
dieser Kriterien für die Bestimmung des Weltmarktpreises
für entkörnte Baumwolle vorgesehen, um den Differen-
zen Rechnung zu tragen, die durch die Qualität des ge-
lieferten Erzeugnisses oder die Art der Angebote und
Notierungen gerechtfertigt sind. Diese Anpassungen
sind in Artikel 3 Absatz 2 der Verordnung (EG) Nr.
1591/2001 festgesetzt.

(3) In Anwendung vorgenannter Kriterien wird der
Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle in nach-
stehender Höhe festgesetzt —

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Der in Artikel 4 der Verordnung (EG) Nr. 1051/2001 genannte
Weltmarktpreis für nicht entkörnte Baumwolle wird auf
22,569 EUR/100 kg festgesetzt.

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am 8. Juli 2005 in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-
staat.

Brüssel, den 7. Juli 2005

Für die Kommission
J. M. SILVA RODRÍGUEZ

Generaldirektor für Landwirtschaft und ländliche
Entwicklung
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II

(Nicht veröffentlichungsbedürftige Rechtsakte)

KOMMISSION

ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 6. Juli 2005

über die Erteilung von Ausnahmegenehmigungen zur Anpassung der statistischen Systeme der
Mitgliedstaaten an die Verordnung (EG) Nr. 501/2004 des Europäischen Parlaments und des Rates

über die vierteljährlichen Finanzkonten des Staates

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 1861)

(Nur der dänische, deutsche, englische, estnische, französische, griechische, italienische, lettische, litauische,
polnische, slowakische, slowenische, spanische, und tschechische, Text sind verbindlich)

(2005/488/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 501/2004 des Europä-
ischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2004 über
die vierteljährlichen Finanzkonten des Staates (1), insbesondere
auf Artikel 6 Absätze 3 und 4,

nach Kenntnisnahme von den Anträgen der Tschechischen Re-
publik, des Königreichs Dänemark, der Bundesrepublik Deutsch-
land, der Republik Estland, der Hellenischen Republik, des Kö-
nigreichs Spanien, der Französischen Republik, Irlands, der Ita-
lienischen Republik, der Republik Zypern, der Republik Lett-
land, der Republik Litauen, des Großherzogtums Luxemburg,
der Republik Malta, der Republik Österreich, der Republik Po-
len, der Republik Slowenien und der Slowakischen Republik,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Mit der Verordnung (EG) Nr. 501/2004 sollen die Haupt-
merkmale der im ESVG 95 beschriebenen Positionen der
finanziellen Transaktionen sowie der Forderungen und
Verbindlichkeiten des Sektors Staat und seiner Teilsekto-
ren festgelegt und definiert werden. Die Mitgliedstaaten

müssen der Kommission (Eurostat) nach einem gestaffel-
ten Zeitplan vierteljährliche Daten übermitteln.

(2) Die Kommission kann jedoch nach Artikel 6 Absätze 3
und 4 der Verordnung (EG) Nr. 501/2004 den Mitglied-
staaten eine oder mehrere Ausnahmegenehmigungen in
Bezug auf den Zeitplan für die Übermittlung der viertel-
jährlichen Daten erteilen, den die Verordnung vorsieht.
Diese Ausnahmegenehmigungen werden für unterschied-
liche Zwecke erteilt und unterliegen unterschiedlichen
Bedingungen.

(3) Gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EG) Nr.
501/2004 haben die Behörden einiger Mitgliedstaaten
schriftlich Ausnahmegenehmigungen beantragt, um ihre
nationalen statistischen Systeme an die Erfordernisse der
Verordnung anpassen zu können.

(4) Den Eurostat vorgelegten Informationen zufolge sind die
Anträge der Mitgliedstaaten darauf zurückzuführen, dass
diese ihre statistischen Systeme in größerem Umfang an-
passen müssen, um der Verordnung (EG) Nr. 501/2004
vollständig nachkommen zu können. Die beantragten
Ausnahmegenehmigungen sollten daher zur Gänze erteilt
werden —

DEL 175/16 Amtsblatt der Europäischen Union 8.7.2005
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HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Den im Anhang aufgeführten Mitgliedstaaten werden — unter
den Bedingungen und in den Grenzen, die dieser Anhang vor-
gibt — Ausnahmegenehmigungen erteilt, damit sie ihre jeweili-
gen nationalen statistischen Systeme an die Verordnung (EG) Nr.
501/2004 anpassen können.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Tschechische Republik, das König-
reich Dänemark, die Bundesrepublik Deutschland, die Republik

Estland, die Hellenische Republik, das Königreich Spanien, die
Französische Republik, Irland, die Italienische Republik, die Re-
publik Zypern, die Republik Lettland, die Republik Litauen, das
Großherzogtum Luxemburg, die Republik Malta, die Republik
Österreich, die Republik Polen, die Republik Slowenien und die
Slowakische Republik gerichtet.

Brüssel, den 6. Juli 2005

Für die Kommission
Joaquín ALMUNIA

Mitglied der Kommission
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ENTSCHEIDUNG DER KOMMISSION

vom 6. Juli 2005

über die Gewährung von Ausnahmeregelungen für bestimmte Mitgliedstaaten in Bezug auf die erste
Übermittlung von vierteljährlichen Daten gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1222/2004 des Rates

(Bekannt gegeben unter Aktenzeichen K(2005) 1874)

(Nur der dänische, französische, griechische, polnische, portugiesische, slowenische und tschechische Text sind
verbindlich)

(2005/489/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,

gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 1222/2004 des Rates vom
28. Juni 2004 über die Erhebung und Übermittlung von Daten
zum vierteljährlichen öffentlichen Schuldenstand (1), insbeson-
dere auf Artikel 2 Absatz 3,

in Erwägung nachstehender Gründe:

(1) Die Verordnung (EG) Nr. 1222/2004 sieht die Erhebung
und Übermittlung von Daten über den vierteljährlichen
öffentlichen Schuldenstand vor; dabei wird der öffentliche
Schuldenstand abgesehen vom Berichtszeitraum genauso
definiert wie in der Verordnung (EG) Nr. 3605/93 des
Rates vom 22. November 1993 über die Anwendung des
dem Vertrag zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaft beigefügten Protokolls über das Verfahren bei ei-
nem übermäßigen Defizit (2).

(2) Gemäß Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr.
1222/2004 kann die Kommission die Frist für die erste
Übermittlung vierteljährlicher Daten ausnahmsweise um
höchstens ein Jahr verlängern, wenn bei einzelstaatlichen
statistischen Systemen umfangreichere Änderungen erfor-
derlich sind.

(3) Die zuständigen Behörden von Dänemark, Frankreich,
Griechenland, Polen, Portugal, Slowenien und der Tsche-
chischen Republik haben eine entsprechende Ausnahme-
regelung beantragt.

(4) Nach den der Kommission (Eurostat) vorliegenden Infor-
mationen sind die Anträge der genannten Mitgliedstaaten
darauf zurückzuführen, dass umfangreichere Änderungen
ihrer statistischen Systeme erforderlich sind, die nicht vor
dem 31. Dezember 2004 durchgeführt werden können.

(5) Die beantragten Ausnahmeregelungen sollten daher ge-
währt werden —

HAT FOLGENDE ENTSCHEIDUNG ERLASSEN.

Artikel 1

Den in Artikel 2 genannten Mitgliedstaaten wird es gestattet,
von der in der Verordnung (EG) Nr. 1222/2004 festgelegten
Frist für die erste Übermittlung von Daten über den vierteljähr-
lichen öffentlichen Schuldenstand abzuweichen.

Für diese Mitgliedstaaten gilt eine Frist bis zum 31. Dezember
2005.

Artikel 2

Diese Entscheidung ist an die Tschechische Republik, das König-
reich Dänemark, die Hellenische Republik, die Französische Re-
publik, die Republik Polen, die Portugiesische Republik und die
Republik Slowenien gerichtet.

Brüssel, den 6. Juli 2005

Für die Kommission
Joaquín ALMUNIA

Mitglied der Kommission
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BESCHLUSS DER KOMMISSION

vom 7. Juli 2005

zur Einstellung des Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuhren bestimmter Rohrformstücke,
Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungsstücke mit Ursprung in Taiwan und Vietnam

(2005/490/EG)

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN —

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen
Gemeinschaft,
gestützt auf die Verordnung (EG) Nr. 384/96 des Rates vom 22.
Dezember 1995 über den Schutz gegen gedumpte Einfuhren
aus nicht zur Europäischen Gemeinschaft gehörenden Län-
dern (1) (nachstehend „Antidumping-Grundverordnung“ ge-
nannt), insbesondere auf Artikel 9,
nach Anhörung des Beratenden Ausschusses,
in Erwägung nachstehender Gründe:

I VERFAHREN

(1) Am 11. August 2004 veröffentlichte die Kommission nach
Anhörung des Beratenden Ausschusses im Amtsblatt der
Europäischen Union (2) eine Bekanntmachung über die Ein-
leitung eines Antidumpingverfahrens betreffend die Einfuh-
ren von Rohrformstücken, Rohrverschlussstücken und
Rohrverbindungsstücken (mit Ausnahme von gegossenen
Rohrstücken, Flanschen und Rohrstücken mit Gewinde)
aus Eisen oder Stahl (ausgenommen aus nicht rostendem
Stahl) mit einem größten äußeren Durchmesser von 609,6
mm oder weniger, zum Stumpfschweißen und zu anderen
Zwecken, mit Ursprung in Taiwan und Vietnam, die ge-
meinhin den KN-Codes 7307 93 11, 7307 93 19,
7307 99 30 und 7307 99 90 zugewiesen werden.

(2) Das „Defence Committee of the Steel Butt-welding Fit-
tings Industry of the European Union“ (nachstehend „An-
tragsteller“ genannt) hatte am 28. Juni 2004 im Namen
von Herstellern, auf die mit mehr als 60 % ein erhebli-
cher Teil der gesamten Gemeinschaftsproduktion der be-
troffenen Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und
Rohrverbindungsstücke entfiel, einen Antrag gestellt, wo-
raufhin das Antidumpingverfahren gemäß Artikel 5 der
Antidumping-Grundverordnung eingeleitet wurde. Der
Antrag enthielt Anscheinsbeweise für das Vorliegen von
Dumping bei der genannten Ware und einer dadurch
verursachten bedeutenden Schädigung, die als ausrei-
chend angesehen wurden, um die Einleitung eines Anti-
dumpingverfahrens zu rechtfertigen.

(3) Die Kommission unterrichtete die ausführenden Herstel-
ler in Vietnam und Taiwan, die Einführer/Händler und
deren Verbände, die bekanntermaßen betroffenen Liefer-
anten und Verwender, die Vertreter der betroffenen Aus-
fuhrländer wie auch die Gemeinschaftshersteller, die den
Antrag gestellt hatten, offiziell über die Einleitung des
Verfahrens. Die interessierten Parteien erhielten Gelegen-
heit, innerhalb der in der Bekanntmachung über die Ein-
leitung des Verfahrens gesetzten Frist schriftlich Stellung
zu nehmen und eine Anhörung zu beantragen.

II ZURÜCKNAHME DES ANTRAGS UND EINSTELLUNG
DES VERFAHRENS

(4) Mit einem an die Kommission gerichteten Schreiben vom
23. März 2005 zog der Antragsteller seinen Antrag offi-
ziell zurück.

(5) Gemäß Artikel 9 Absatz 1 der Antidumping-Grundver-
ordnung kann das Verfahren eingestellt werden, wenn
der Antrag zurückgenommen wird, es sei denn, dies liegt
nicht im Interesse der Gemeinschaft.

(6) Nach Auffassung der Kommission sollte das betreffende
Verfahren eingestellt werden, da bei der Untersuchung
keine Hinweise darauf gefunden wurden, dass die Einstel-
lung dem Interesse der Gemeinschaft zuwiderlaufen
würde. Die interessierten Parteien wurden davon in
Kenntnis gesetzt und erhielten Gelegenheit zur Stellung-
nahme. Es gingen jedoch keine Stellungnahmen ein.

(7) Daher kommt die Kommission zu dem Schluss, dass das
Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren bestimm-
ter Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrver-
bindungsstücke mit Ursprung in Taiwan und Vietnam
ohne Einführung von Maßnahmen eingestellt werden
sollte.

(8) Die in diesem Beschluss vorgesehenen Maßnahmen
entsprechen der Stellungnahme des Beratenden Aus-
schusses —

BESCHLIESST:

Einziger Artikel

Das Antidumpingverfahren betreffend die Einfuhren bestimmter
Rohrformstücke, Rohrverschlussstücke und Rohrverbindungs-
stücke (mit Ausnahme von gegossenen Rohrstücken, Flanschen
und Rohrstücken mit Gewinde) aus Eisen oder Stahl (ausgenom-
men aus nicht rostendem Stahl) mit einem größten äußeren
Durchmesser von 609,6 mm oder weniger, zum Stumpfschwei-
ßen und zu anderen Zwecken, mit Ursprung in Taiwan und
Vietnam, die gemeinhin den KN-Codes 7307 93 11,
7307 93 19, 7307 99 30 und 7307 99 90 zugewiesen werden,
wird eingestellt.

Brüssel, den 7. Juli 2005

Für die Kommission
Peter MANDELSON

Mitglied der Kommission
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(1) ABl. L 56 vom 6.3.1996, S. 1. Verordnung zuletzt geändert durch
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(2) ABl. C 203 vom 11.8.2004, S. 5.
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